
Einschätzung der Deutsch-Armenischen Juristenvereinigung
e.V.  zu juristischen Möglichkeiten zur Abwendung der
Verjährung im Verfahren am OLG München wegen des

Vorwurfs der Bestechlichkeit gem. § 108e StGB gegen A.
Fischer (6 St 2/25)



Bereits seit dem medialen Bekanntwerden der sogenannten „Aserbaidschan-Affäre“ beschäftigt sich
die  Deutsch-Armenische  Juristenvereinigung  e.V.  (DEARJV)  intensiv  mit  den  im  Raum  stehenden
Verdachtsmomenten mit Hinweisen auf die illegale Entgegennahme von Geldern und Geschenken
von deutschen Politikerinnen und Politikern aus der südkaukasischen Republik am Kaspischen Meer.
Bereits zu diesem Zeitpunkt forderten wir eine dezidierte Analyse und juristische Bewertung sowie
einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss  zur  Aufklärung der  Sachverhalte.1 Mit  dem am
30.07.2025 verkündeten Urteil gegen den ehemaligen CSU-Abgeordneten Eduard Lintner durch das
Oberlandesgericht  (OLG)  München  wurde  aus  unserer  Sicht  zwar  ein  wichtiges  Zeichen  gegen
Korruption gesetzt, da erstmals in der deutschen Rechtsgeschichte eine Verurteilung gemäß § 108e
Strafgesetzbuch  (StGB)  erfolgte.  Das  angewendete  Strafmaß  gemessen  am  entstandenen
gesamtgesellschaftlichen Schaden, erachteten wir jedoch als viel zu gering. Auch hier forderten wir
erneut  in  unserer  Stellungnahme  eine  eindeutige  Aufklärung,  beispielsweise  in  Form  eines
Untersuchungsausschusses oder einer eingesetzten Enquetekommission, um das gesamte Ausmaß
der Einflussnahme Aserbaidschans auf Abgeordnete in Deutschland zu Tage zu fördern.2

Nicht nur, dass diese Bestrebungen im Falle Lintners nicht ausreichend umgesetzt wurden, schienen
zudem jüngste Entwicklungen sogar in die entgegengesetzte Richtung zu verlaufen. Der Prozess am
OLG  München  gegen  den  ehemaligen  CDU-Bundestagsabgeordneten  Axel  Fischer  wegen  des
Verdachts  der  Bestechlichkeit  (6  St  2/25)  drohte  aufgrund  von  mehrfach  vorsätzlich  zum  Teil
versuchten  aber  auch  letztlich  durchgeführten  Verzögerungstaktiken  zu  verjähren,  wäre  das
Strafverfahren nicht Ende Januar aber letztlich bis März 2026 abgeschlossen worden.3 Ein solches
Eintreten  der  Verjährungsfrist  und  die  damit  verbundene  Straflosigkeit  hätte  nicht  nur  unsere
Bestrebungen und Forderungen zur  gesamthaften  Aufklärung und  juristischen  Bewertung der  im
Raum stehenden Verdachtsmomente  konterkariert,  sondern  vor  allem maßgeblich  das  Vertrauen
gegenüber staatlichen Institutionen unterwandert.4 

Zum Fall: Der Angeklagte Axel Fischer soll zwischen 2011 und 2016 mindestens 84.000 € in bar aus
Aserbaidschan erhalten haben, wobei für das laufende Verfahren nur jene Gelder relevant sein sollen,
die Fischer im Jahr 2016 entgegennahm.5 Hier soll es sich um eine Summe i. H. v. 24.500 € handeln.6

Fischer musste sich wegen des Vorwurfs der Bestechlichkeit gem. § 108e StGB – wie auch der zuvor
verurteilte Eduard Lintner – vor dem OLG München verantworten. Das eigentlich im Januar 2025
begonnene  Verfahren,  wurde  im  Frühjahr  2025  vom  Verfahren  von  Lintner  krankheitsbedingt
abgetrennt und musste daher neu begonnen werden.7 Auch der Beginn dieses Verfahrens verzögerte
sich, da Fischers Ehefrau, die er als Wahlverteidigerin benannt hatte angab, die gerichtliche Ladung

1 Vgl. https://dearjv.de/stellungnahme-zur-aktuellen-korruptionsaffaere-in-deutschland/ 

2 Vgl. https://dearjv.de/stellungnahme-der-deutsch-armenischen-juristenvereinigung-e-v-zur-ersten-
verurteilung-eines-ehemaligen-abgeordneten-in-der-aserbaidschan-affaere-nach-%c2%a7-108e-stgb/ 

3 Vgl. https://www.transparency.de/aktuelles/detail/article/aserbaidschan-prozess-im-fall-fischer-droht-
verjaehrung; https://www.justiz.bayern.de/gerichte-und-
behoerden/oberlandesgerichte/muenchen/presse/2026/6.php

4 Bei dem hier vorliegen Text handelt es sich um eine aktualisierte Version des Dokuments, welche am 9. 
Dezember 2025 im Rahmen des juristischen Ideenwettbewerbes eingereicht wurde. Aufgrund der 
Entwicklungen im Dezember 2025 sowie im Januar 2026 hielten wir es für unabdingbar, diese Geschehnisse mit 
in unsere Analyse einfließen zu lassen.

5 Vgl. https://www.tagesspiegel.de/politik/geldubergabe-in-einem-berliner-hotel-mitangeklagte-belastet-
fruheren-cdu-politiker-13560202.html 

6 Vgl. https://www.justiz.bayern.de/gerichte-und-
behoerden/oberlandesgerichte/muenchen/presse/2026/6.php
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nicht  erhalten  zu  haben.8 Dies  war  nur  die  Fortführung  der  unterschiedlichen  Formen  der
Verzögerungstaktiken,  die  zum  Ende  des  Jahres  ihre  Höhenpunkte  fanden:  Durch  das  ständige
unerlaubte Fernbleiben Fischers zu den Verhandlungen, beantragte die Generalstaatsanwaltschaft am
15.12.2025 nicht nur Sitzungshaft, sondern der Vorsitzende Richter Jochen Bösl ordnete die ärztliche
Untersuchung Fischers  durch einen vom Gericht  bestellten Sachverständigen an,  welcher  mit  der
Prüfung  der  Verhandlungsfähigkeit  beauftragt  wurde  und  diese  sodann  positiv  bestätigte.9 Trotz
dessen erschien der Angeklagte nicht zum Verhandlungstermin, woraufhin der Vorsitzende Richter
Bösl Haftbefehl gegen ihn erlies.10 Das Gericht wertete das wiederholte nicht Erscheinen Fischers zu
dessen Verhandlungsterminen als ein nicht ausreichend entschuldigtes Fernbleiben, weshalb dieser
nach dem Erlass des Haftbefehls direkt in die JVA München-Stadelheim gebracht wurde, wogegen
Fischer erfolglos Beschwerde beim BGH einlegte.11 Auch im Nachgang bekräftigte Richter Bösl den
erlassenen Haftbefehl  erneut,  als  dass  es  nicht  sein  könne,  dass  sich  jemand einer  Verurteilung
entziehe, indem er versuche das Gericht auszutricksen.12 Im Januar 2026 nahm Fischer dann erneut
an  den  Verhandlungen  teil.  Die  Generalstaatsanwaltschaft  München  forderte  neben  einer
Bewährungsstrafe  von einem Jahr  und acht Monaten auch eine Zahlung i.  H.  v.  80.000 € an die
Stiftung Opferhilfe. Auch sollte das Bestechungsgeld i. H. v. 26.300 €13 eingezogen werden und Fischer
sein passives als auch aktives Wahlrecht für drei Jahre verlieren.14 Fischers Verteidiger-Team (Theresa
Schinner, Heiko Hofstätter und Martin Würfel)15 betitelten diese Forderungen als unverhältnismäßig
und plädierten auf einen Freispruch, da ihr Mandant nicht käuflich gewesen sei.16 

Am 22.01.2026 wurde das  Urteil  gesprochen:  Fischer  wurde für  schuldig  befunden und zu  einer
Freiheitsstrafe von einem Jahr und zwei Monaten auf Bewährung verurteilt. Ferner wurde diesem das
passive Wahlrecht für eine Dauer von zwei Jahren aberkannt. Auch wurde ihm eine Zahlung i. H. v.
12.000 € an die Stiftung Opferhilfe auferlegt, als auch ein Wertersatz i. H. v. 20.000 € bestimmt.17 

TI bat in der Meldung vom 17.11.2025 um potenzielle Ideen zu möglichen Gesetzesänderungen, um
dieser  zu  jenem  Zeitpunkt  drohenden  Verjährung  entgegenzuwirken.18 Zunächst  muss
selbstverständlich  vorangestellt  werden,  dass eine Gesetzesänderung zum damaligen Zeitpunkt  in

7 Vgl. https://www.tagesspiegel.de/politik/geldubergabe-in-einem-berliner-hotel-mitangeklagte-belastet-
fruheren-cdu-politiker-13560202.html 

8 Vgl. https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/olg-muenchen-bestechlichkeit-ex-cdu-abgeordneter-fischer-
aserbaidschan-affaere 

9 Vgl. https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/aserbaidschan-affaere-korruptionsprozess-muenchen-
ex-cdu-abgeordneter-fischer-untersuchung-verhandlungsfaehigkeit#

10 Vgl. https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/olg-muenchen-haftbefehl-ex-cdu-politiker-festnahme-
axel-fischer-aserbaidschan#

11 Vgl. https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/bgh-haftbeschwerde-ex-cdu-politiker-axel-fischer-
bestechlichkeit#

12 https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/6st225-olg-muenchen-axel-fischer-cdu-ex-mdb-aserbaidschan-
bestechlichkeit

13 Von dieser Summe wurde u.a. auch vor dem Urteil gesprochen.

14 Vgl. https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/aserbaidschan-bestechung-prozess-cdu-
abgeordneter-fischer#

15 Vgl. https://bnn.de/karlsruhe/karlsruher-norden/axel-e-fischer-so-lautet-das-urteil-im-aserbaidschan-
korruptionsprozess-gegen-den-cdu-mann-aus-karlsruhe

16 Vgl. https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/aserbaidschan-bestechung-prozess-cdu-
abgeordneter-fischer#
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diesem Verfahren nicht einschlägig anwendbar geworden wäre. Artikel 103 Abs. 2 Grundgesetz (GG)
verbietet  es,  Gesetze  rückwirkend  zum  Nachteil  des  Täters  anzuwenden  (nulla  poena  sine  lege
praevia). Auch stützt das StGB selbst diesen Grundsatz in den §§ 1 und 2 i. V. m. 8 StGB durch das
sogenannte Rückwirkungsverbot. Dieses gilt ebenso für das modifizierte und höhere Strafmaß des §
108e StGB, welches erst im Jahr 2021 angehoben wurde. Dieses findet in diesem einschlägigen Fall
ebenso keine Anwendung. 

Ungeachtet der Tatsache, dass keine Gesetzesänderung mehr hätte vorgenommen werden können,
und ein Urteil auch innerhalb der Frist erging, erläuterten die juristischen Expertinnen und Experten
unseres  Vereins  vor  allem  aus  welchem  Grund  es  überhaupt  zu  einem  möglichen  Eintritt  der
Verjährungsfrist  hätte  kommen  können,  und  damit  die  Frage,  wie  sich  die  Verjährungsfrist
zusammensetzt und ob diese denn wirklich bereits zum Januar bzw. März 202619 eingetreten wäre. Es
gilt  nämlich  zu  beachten,  dass  es  in  diesem  Verfahren  mehrere  Unterbrechungen  als  auch
Ruhephasen der Verjährung gab, die das Laufen der Verjährungsfrist hemmen und damit verlängern
könnten. Ein reines „Draufrechnen“ der Verjährungsfrist auf den Zeitpunkt der Tatbeendigung wäre
eine juristische Fehlinterpretation.  Des  Weiteren ging  es  um die  Frage,  wie  mögliche gesetzliche
Änderungen perspektivisch  in  ähnlich  gelagerten  Fällen  einer  solchen  Bedrohung  der  Verjährung
entgegenwirken könn(t)en. 

Hierzu bedarf es einer Analyse der § 78ff. StGB, die definieren, wann und unter welchen Umständen
eine potenziell begangene Straftat verjährt; demnach nicht mehr verfolgt werden kann. Wie der § 78
Abs.  3  StGB  zeigt,  orientieren  sich  diese  zeitlichen  Fristen  am  Ausmaß  des  anzuwendenden
Strafmaßes. Möglichkeiten, diese Frist zeitlich auszudehnen bestehen, wenn der Sachverhalt unter
den §§ 78b (Ruhen) und 78c (Unterbrechung) StGB zu subsummieren ist. Ob dies in diesem konkreten
Sachverhalt der Fall ist, muss durch das Gericht einschlägig und minutiös geprüft werden. Leider liegt
unserer  Organisation  zu  diesem  Zeitpunkt  das  Urteil  nicht  vor,  aus  dem  die  heranzuziehenden
Voraussetzungen und Zeitparameter  ersichtlich  würden.  Auch  die  öffentliche  Informationslage ist
nicht  vollumfänglich  genug,  um  die  konkreten  Zeitabschnitte  des  Ruhens  zu  analysieren  bzw.  zu
berechnen. Aus diesem Grund kann die DEARJV nur die potentielle Herangehensweise erläutern und
eine vorsichtige Einschätzung abgeben. 

Die  Befürchtung,  dass  die  Verjährung  Anfang  2026  eingetreten  wäre,  basiert  auf  einer  linearen
Berechnung der fünf- bzw. zehnjährigen Verjährungsfrist gemäß § 78 Abs. 3 Nr. 4 i. V. m. 78 c (3) StGB
seit Tatbeendigung. Maßgeblich ist in diesem konkreten Fall nämlich nicht die aktuelle Gesetzgebung
des § 108e StGB aus dem Jahr 2021 und damit § 78 (3) 3 i. V. m. § 78c (3), so dass es sich um eine 10-
jährige bzw. maximal 20-jährige Frist gehandelt hätte, sondern die Gesetzgebung des § 108e StGB aus
dem Jahr 2014.  Damit  ist  lediglich von einem Vergehen mit  einer  Verjährungsfrist  von fünf  bzw.
maximal 10 Jahren (durch Unterbrechungen) auszugehen. 

Um nun zu berechnen, wann die Verjährungsfrist begonnen und damit einzutreten droht, ist auf die
Beendigung der Tat gemäß § 78a StGB abzustellen. Des Weiteren muss dogmatisch präzise geprüft

17 Vgl. https://www.justiz.bayern.de/gerichte-und-
behoerden/oberlandesgerichte/muenchen/presse/2026/6.php; 
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/olg-muenchen-korruption-bewaehrungsstrafe-ex-cdu-
abgeordneter-axel-fischer# 

18 Vgl. https://www.transparency.de/aktuelles/detail/article/aserbaidschan-affaere-auf-deine-idee-kommt-es-
an 

19 In der Presse wurde häufig von Januar 2026 gesprochen, doch erklärte der Richter des Verfahrens Bösl, dass 
der Eintritt der Verjährung tatsächlich erst im März 2026 eingetreten wäre: siehe 
https://www.justiz.bayern.de/gerichte-und-behoerden/oberlandesgerichte/muenchen/presse/2026/6.php
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werden, ob Hemmungstatbestände des § 78b StGB und/und oder Unterbrechungen gemäß § 78c
StGB die Verjährungsfrist ausgedehnt haben könnten. 

1. Zeitpunkt der Tatbeendigung gemäß § 78a StGB:

Vornehmlich ist der Beginn der Verjährungsfrist gemäß § 78a StGB zu prüfen. Maßgeblich ist insoweit
die  Beendigung  der  Tat.  Bei  Bestechungsdelikten,  insbesondere  bei  der  Bestechlichkeit  und
Bestechung von Mandatsträgern nach § 108e StGB ist anerkannt, dass die Tat nicht zwingend bereits
mit dem Zufluss des Vorteils beendet ist. Die Tat kann vielmehr so lange fortdauern, wie die zugrunde
liegende Unrechtsvereinbarung noch umgesetzt wird. Entscheidend ist, ob der Mandatsträger nach
der Vorteilsgewährung weiterhin  pflichtwidrige  Handlungen vornimmt,  die  der  Vorteilsgewährung
und  der  vereinbarten  Einflussnahme  zuzurechnen  sind.  In  solchen  Konstellationen  liegt  eine
fortdauernde  Unrechtsverwirklichung  vor,  sodass  die  Tat  erst  mit  der  letzten  entsprechenden
Handlung beendet ist.

Für den Beginn der Verjährung kommt es daher nicht allein auf den Zeitpunkt der Geldzahlung oder
sonstigen Vorteilsgewährung an, sondern auf nachfolgende Handlungen, durch die die vereinbarte
Einflussnahme  tatsächlich  ausgeübt  wird.  Es  ist  daher  überaus  fraglich,  warum  die  zugänglichen
Informationen immer von dem Jahr 2016 sprechen, nur weil zu diesem Zeitpunkt das Geld geflossen
ist. 

Der verurteilte Axel Fischer war zwischen 2016 und 2018 sowohl in der PACE aktiv als auch bis März
2021  Bundestagsabgeordneter  und  hat  auch  in  diesem  Zeitraum  noch  im  Interesse  des
autokratischen Staates Reden gehalten und vertrauliche Dokumente weitergeleitet.20 Auch 2019 hat
sich Fischer auf Initiative der aserbaidschanischen Botschaft mittels eines Protestschreibens an das
Auswärtige Amt gewandt, um dieses zur rechtswidrigen Stellungnahme im Berg-Karabach Konflikt zu
bewegen, Armenien als Aggressor zu bezeichnen.21 Ungeachtet der Tatsache, dass das Geld im Jahr
2016 floss, kann dies wohl kaum als Beendigung der Tat subsumiert werden. Vielmehr bedarf es der
weiteren Handlungen im Zuge der Tathandlung des § 108e, die die weiteren Jahre hinweg vollzogen
wurden. Dies würde sodann auch einen viel späteren Verjährungseintritt  zur Folge haben. In dem
zuletzt genannten Beispiel nämlich einen absoluten Verjährungseintritt im Jahr 2029. Damit wäre gar
keine Not des Verjährungseintritts einschlägig gewesen. 

Interessanterweise hat das Gericht im Falle Lintners genauso argumentiert, da der frühere Eintritt der
Verjährungsfrist  mit  der  Begründung als  nicht  einschlägig  erachtet  wurde,  da die Vereinbarung –
ungeachtet der vorherigen Geldzahlung - weiter fortbestand.22

Es ist demnach fraglich, wieso der Verjährungseintritt  schon im März 2026 als einschlägig erklärt
wurde und auf welchen Zeitpunkt das Gericht die Tatbeendigung letztlich bezogen hat. § 78a StGB
zeigt  damit,  wie  essentiell  die  Beweis-  und  Informationslage  für  die  letztliche  Berechnung  der
Verjährungsfrist ist aber zugleich, wie komplex sich diese Berechnung in der Praxis darstellen kann. 

20 Vgl. https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/aserbaidschan-bestechung-prozess-cdu-
abgeordneter-fischer#

21 Vgl. https://web.archive.org/web/20210708113516/https://www.swr.de/swraktuell/baden-
wuerttemberg/swr-dokumentation-aserbaidschan-connection-100.html

22 Vgl. https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/olg-muenchen-aserbaidschan-affaere-korruption-csu-
lintner-bewaehrungsstrafe
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2. Ruhen der Verjährung durch Immunität gemäß § 78b Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Nr. 1 StGB i-V.m. Art. 46
Abs. 2 GG:

Des Weiteren könnte die Verjährungsfrist in der Zeitachse weiter nach hinten verschoben werden,
wenn ein Ruhen der Verjährungsfrist vorgelegen haben könnte. § 78 Abs. 1, Nr. 2 bestimmt, dass die
Verjährung ruht,  solange nach dem Gesetz  die  Verfolgung nicht begonnen oder nicht fortgesetzt
werden kann. Axel Fischer war zum Tatzeitpunkt und in den Jahren danach Mitglied des Deutschen
Bundestags (MdB). Gemäß Art. 46 Abs. 2 GG darf ein Abgeordneter jedoch nur mit Genehmigung des
Bundestages strafrechtlich verfolgt  werden, was die Verfolgung durch Gesetz folglich hemmt. Des
Weiteren konkretisiert § 78b Abs. 2 Satz 1, dass das Ruhen der Verjährung ab dem Zeitpunkt beginnt,
an dem die Staatsanwaltschaft oder eine Behörde oder ein Beamter des Polizeidienstes gemäß § 78b
Abs. 2 Satz 1 Kenntnis von der Tat und des Täters erlangt hat.

Die  Verjährung  ruht  also  nicht  erst  ab  dem  Moment,  in  dem  der  Bundestag  oder  die
Staatsanwaltschaft  die  Aufhebung  der  Immunität  beantragt,  sondern  objektiv  für  den  gesamten
Zeitraum, in dem eine Verfolgung rechtlich nicht möglich war. Es ist demnach minutiös zu prüfen, wie
lange  Immunität  bestand  bzw.  ab  welchem  Zeitpunkt  die  Staatanwaltschaft  oder  eine  sonstige
polizeiliche Behörde Kenntnis der Tat erlangt hat. Die Immunität Fischers wurde am 4. März 2021
seitens des Bundestages aufgelöst.23 Gemäß § 78b Abs. 1 (2) StGB hätte damit die Verjährungsfrist
von dem Zeitpunkt der Beendigung der Tat bis 2021 geruht und dann erst zu laufen begonnen. Doch §
78b Abs. 2 (1) konkretisiert dies noch für Mitglieder des Bundestages, da auf die Kenntnisnahme der
Staatsanwaltschaft  oder einer  Behörde oder eines Beamten des Polizeidienstes der  Tat  abgestellt
wird. So würde die Verjährungsfrist nämlich erst ab dieser Kenntnisnahme der Tathandlung bis zur
Auflösung der Immunität beginnen zu laufen. Wann genau die Staatsanwaltschaft Kenntnis von der
Tat  erlangte  und  wie  lange  demnach  die  Verjährungsfrist  Fischers  ruhte  wird  erst  aus  dem  der
Öffentlichkeit  bereitgestellten  Urteil  des  Oberlandesgerichts  ersichtlich  werden.  Festzuhalten  ist
jedoch, dass die Verjährungsfrist definitiv eine Zeit lang geruht haben muss. 

Hiermit wird ebenfalls deutlich, dass es essentiell ist, diese Zeiträume ganz genau zu bestimmen, um
die  Verjährungsfrist  mit  Präzision zu berechnen und nicht  einfach plakativ  auf  den Zeitpunkt  der
Beendigung der Tat zu rechnen ist.  

3. Unterbrechung der Verjährungsfrist gemäß § 78c Abs. 1 und 3 StGB: 

Ferner ist zu prüfen, ob die Verjährungsfrist ebenfalls gemäß § 78c Abs. 1 durch die unterschiedlichen
Unterbrechungen,  wie  z.B.  der  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  (7),  dem  Haftbefehl  (5),  der
Einstellung  zur  Überprüfung  der  Verhandlungsfähigkeit  (11)  immer  wieder  von  neuem  zu  laufen
begann und damit eine zeitliche Verschiebung bzw. Verlängerung erfuhr.  Gemäß § 78c Abs. 3 beginnt
die  Verjährung  nämlich  mit  jeder  Unterbrechung  wieder  von  neuem.  Allerdings  bestimmt  der
Paragraf weiter, dass die Verfolgung jedoch spätestens verjährt, wenn seit dem in § 78a bezeichneten
Zeitpunkt das Doppelte der gesetzlichen Verjährungsfrist  verstrichen ist.  In diesem konkreten Fall
wären es maximal 10 Jahre, gerechnet von der konkreten Beendigung der Tat. Es ist zu beachten, dass
das Ruhen der Verjährungsfrist von dieser Regelung unberührt bleibt.  

Auch dieser Paragraf, vor allem durch seine Anwendung auf die noch alte Gesetzesfassung des § 108e
StGB von 2014 begründet die Verzögerungstaktik der Verteidigung des Angeklagten Fischers. Denn
ganz gleich welche Unterbrechungen wiederholt zur Neuberechnung der Verjährungsfrist  führten,
können diese nicht über die absolute Verjährungsfrist von 10 Jahren hinausgehen. Wenn jetzt als
Tatvollendung ausschließlich auf die Zahlung des Geldes im Jahr 2016 abgestellt wurde, dann drohte

23 Vgl. https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw09-de-immunitaet-826314
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die Tat durch die zahlreichen Verzögerungstaktiken der Verteidigung zu verjähren und hätte demnach
fast zu einer Straflosigkeit des Täters geführt. 

4. Ergebnis und Ausblick 

Es ist essentiell  festzuhalten, dass ein möglicher Eintritt  der Verfolgungsverjährung keine Aussage
über das materielle Unrecht der Tat, sondern allein Folge der geltenden gesetzlichen Regelungen der
§§ 78 ff. StGB darstellt. Die Verjährung dient der Rechtssicherheit und dem Rechtsfrieden und stellt
keinen Freispruch im materiellen Sinne dar.  Zugleich zeigt  sich gerade bei  komplexen, verdeckten
Korruptionsdelikten,  dass  Ermittlungen  regelmäßig  langwierig,  international  verflochten  und
ressourcenintensiv sind, wodurch das Risiko verfahrensbedingter Verjährung erheblich steigt. 

Der Gesetzgeber hat diese Problematik erkannt. Durch die Änderung des § 108e StGB im Jahr 202124,
wurde  durch  den  Gesetzgeber  bereits  ein  wichtiges  Zeichen  gegen  Korruption  in  Kreisen  von
Mandatsträgern  gesetzt.  Mit  dieser  Änderung  wurde  der  Strafrahmen  dieses  Straftatbestandes
angehoben.  Durch  die  Festlegung  einer  Freiheitsstrafe  von  mindestens  einem  Jahr,  gilt  die
Bestechlichkeit  und  Bestechung  von  Mandatsträgern  gem.  §  12  StGB  somit  nicht  mehr  nur  als
Vergehen, sondern als Verbrechen, wodurch das Absehen von der Verfolgung eines Strafverfahrens
aufgrund von Geringfügigkeit gem. § 153 StPO oder aufgrund von Auflagen und Weisungen gem. §
153a StPO (bspw. durch Geldzahlungen) bei diesem Straftatbestand somit grundsätzlich nicht mehr
möglich ist. 

Nach dem neuen Gesetz läge die absolute Verjährungsfrist bei der Anwendung des § 108e StGB bei
20 Jahren. Dies ist eine sehr wichtige Modifikation, die einem zu schnellen Verjährungseintritt bereits
Rechnung trägt. Für diesen konkreten Fall ist diese jedoch nicht anwendbar. 

Dennoch bleibt  auch festzuhalten,  dass  sich  die  Anwendung der  zuvor  genannten Paragrafen als
wirklich  sehr  komplex  darstellt.  Wann  die  Tat  als  wirklich  beendet  anzusehen  ist,  wann  die
Staatsanwaltschaft  Kenntnis  von  der  Tat  erlangt  hatte  und  wie  lange  die  Immunität  des
Bundestagsabgeordneten  andauerte  sind  alles  heranzuziehende  Maßstäbe,  um  den  präzisen
Verjährungseintritt zu bestimmen. Es bleibt mit Spannung zu erwarten, mit welcher Begründung das
Gericht die Verjährungsfrist  bereits im März 2026 annahm und nicht erst zu einem viel späteren
Zeitpunkt. 

Was wir jedoch trotz der modifizierten Gesetzgebung als Schwachpunkt des geltenden Rechts sehen,
ist der Umgang mit echter oder vermeintlich krankheitsbedingter Verhandlungsunfähigkeit. Nach der
derzeitigen Rechtslage ruht die Verjährung in diesen Fällen grundsätzlich nicht. Krankheit stellt ein
tatsächliches, nicht jedoch ein rechtliches Verfahrenshindernis dar; auch eine vorläufige Einstellung
nach § 205 StPO lässt den Lauf der Verjährung unberührt.25 Dies führt dazu, dass Zeiträume, in denen
das Verfahren aus Gründen der Verfahrensfairness nicht betrieben werden kann, verjährungsrechtlich
zulasten  der  Strafverfolgung  wirken.  Zwar  hält  das  geltende  Strafverfahrensrecht  ebenfalls
Instrumente bereit, um missbräuchlichen Verzögerungen zu begegnen, wie dies im Fall Fischer auch
geschehen  ist  und  angewandt  wurde.  Doch  ändern  diese  Unterbrechungen  und  die  damit
einhergehende Neuzählung der Verjährungsfrist nichts an der absoluten Dauer der Verjährungsfrist.
Ungeachtet  der  Tatsache,  dass  mannigfaltige  Verzögerungstaktiken  gar  keine  Beachtung  in  dem
Katalog des Ruhens finden. 
Aus diesem Grund erachtet die DEARJV folgende Reformvorschläge für zwingend notwendig an. 

Der § 78b Abs. 1 StGB sollte um zwei weitere eigenständige Ruhenstatbestände ergänzt werden: 

24 Artikel 3 Gesetz zur Verbesserung der Transparenzregeln für die Mitglieder des Deutschen Bundestages und 
zur Anhebung des Strafrahmens des § 108e des Strafgesetzbuches (TraBTAG) Vgl. BGBl. I v. 08.10.2021 S. 4650 

25 Asholt, Verjährung im Strafrecht, 2016, S. 397 ff.

7



1) für Zeiträume, in denen ein Strafverfahren wegen vorübergehender Verhandlungsunfähigkeit
des Beschuldigten oder Angeklagten nach § 205 StPO vorläufig eingestellt ist oder aus diesem
Grund faktisch nicht  fortgeführt  werden kann.  Voraussetzung hierfür  muss  sein,  dass  die
Verhandlungsunfähigkeit durch gerichtliche Entscheidung festgestellt und in angemessenen
Abständen überprüft wird. Eine solche Regelung würde sicherstellen, dass Zeiten, in denen
der Staat aus Gründen der Humanität, der Verfahrensfairness oder des Gesundheitsschutzes
von einer Hauptverhandlung absieht, nicht verjährungsrechtlich zulasten der Strafverfolgung
wirken,  und  zugleich  Anreize  zur  strategischen  Verlängerung  krankheitsbedingter
Verfahrenshindernisse beseitigen.

2) für  Zeiträume,  in  denen  der  Beschuldigte  oder  Angeklagte  vorsätzlich  durch  zahlreiche
Verzögerungstaktiken den Prozess empfindlich behindert.  Diese zeitlichen Phasen müssten
letztlich jedes einzelne Mal zu einem Ruhen der Verjährungsfrist führen.

Diese Vorschläge würden die Verfolgungsverjährung vor faktischen Verfahrensblockaden schützen,
ohne  die  Haft  zu  einem  unzulässigen  Instrument  der  Verjährungspolitik  zu  machen.  Durch  eine
gezielte Anpassung des § 78b StGB kann das Problem der „Flucht in die Verhandlungsunfähigkeit“
rechtsstaatlich,  verhältnismäßig und systemkonform adressiert werden, ohne die Grundrechte der
Beschuldigten oder die Zweckbindung strafprozessualer Zwangsmaßnahmen zu unterlaufen.

Alles andere würde ein Zeichen  gegen Transparenz und Integrität beinhalten. In diesem Kontext ist
auch festzuhalten, dass selbst nach altem Recht eine Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren im Urteil
möglich gewesen wäre. Die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe, ausgesetzt auf Bewährung, für die
Dauer von einem Jahr und zwei Monaten, schöpft  dieses mögliche Strafmaß so nicht einmal  zur
Hälfte aus. Die Höhe des nachweislich angenommenen Bestechungsgeldes lag mit seiner Höhe von
24.500  €  bei  der  Hälfte  zur  Erfüllung  eines  Kriteriums  für  einen  besonders  schweren  Fall  der
Bestechung und Bestechlichkeit gem. § 335 StGB. Auch wenn dieser Paragraf hier nicht einschlägig
anzuwenden war, hätte dessen Strafmaß (Freiheitsstrafe bis zu 10 Jahren möglich) womöglich stärker
im  richterlichen  Fokus  bei  der  Strafmaßfindung  liegen  sollen.  Zumal  aufgrund  einer  fehlenden
lückenlosen  Aufklärung  des  Sachverhaltes  auch  nicht  auszuschließen  ist,  dass  noch  mehr  Geld
geflossen ist. So gab Eduard Lintner an, Geldzahlungen aus Aserbaidschan auch in bar erhalten zu
haben.26 Auch  vor  diesem  Hintergrund  scheint  die  verhängte  Bewährungsstrafe  für  Fischer
vergleichsweise wohlwollend. Dass die von der Generalstaatsanwaltschaft geforderte Zahlung an die
Stiftung  Opferhilfe  i.  H.  v.  80.000  €  auf  12.000  €  reduziert  wurde,  reiht  sich  dabei  in  diese
unerklärliche Sanftmut ein, ebenso wie die Aberkennung des passiven Wahlrechtes für die Dauer von
zwei Jahren. Selbstverständlich ist zu begrüßen, dass überhaupt eine Verurteilung stattfand und die
Verzögerungstaktik  durch  das  Gericht  durchschaut  und  darauf  reagiert  wurde.  Da  es  sich  aber
vermutlich im Fall Fischer nur um die Spitze des Eisberges handelt, hätte aus Sicht der DEARJV ein
härteres  Urteil  ein  stärkeres  Zeichen  gegen  Korruption  in  hohen  politischen  Ebenen  gesetzt.  Im
Besonderen im Lichte dessen, dass Lintner noch anführte, dass es sich dabei aus seiner Sicht keines
Falls  um eine illegale Praktik  handelte,  sondern gängiger Lobbyisten-Tätigkeit  entsprechen würde.
Wenn einer solchen rechtswidrigen Denk- und Handlungsweise nicht entschieden entgegengetreten
wird, besteht die ernsthafte Gefahr, dass sich eine regelrechte Kultur unzulässiger Einflussnahmen
etabliert. Gerade unter den Bedingungen einer globalisierten Politik- und Medienlandschaft können
derartige Praktiken weitreichende Folgen entfalten: Sie bergen das Risiko erheblicher Desinformation,
untergraben  demokratische  Entscheidungsprozesse  und  können  mittelbar  zu  gravierenden
Menschenrechtsverletzungen beitragen. Es geht daher nicht um die Bewertung eines bloß singulären
Tatmoments,  sondern  um  ein  strukturelles  Phänomen,  das  geeignet  ist,  politische

26 Vgl. https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/olg-muenchen-aserbaidschan-affaere-korruption-csu-
lintner-bewaehrungsstrafe
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Entscheidungsprozesse und die Integrität staatlicher Institutionen nachhaltig zu prägen. Dem muss
der  Rechtsstaat  mit  klarer  strafrechtlicher  Verantwortungszuweisung  und  konsequenter
Sanktionierung  entgegentreten,  um generalpräventiv  zu  wirken  und  Wiederholungen  wirksam zu
verhindern.

Die bislang ergangenen Urteile markieren insofern einen wichtigen Schritt. Sie können jedoch nur den
Anfang einer konsequenten rechtlichen Aufarbeitung darstellen, die erforderlich ist, um die Integrität
politischer Institutionen dauerhaft zu schützen.
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